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7     
4/2010-Sch 

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag,  8. Juli 2010   
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. EG.        Klemens Häusler 
  4. GV.        Stefan Gaisbichler  
  5. GV.        Klaudia Haberl 
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither  
  8. GR.        Franz Huber  
  9. EG.        Peter Reiter 
10. GR.        Thomas Ebetsberger  
11. GR.        Franz Bauer 
12. EG.        Jakob Moser  
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer  
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  EG.        Christian Geissler  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger  
17.  GR.         Gerald Mayrhofer  
18.  EG.        Roswitha Mohr  
19.  EG.        Ernst Petkowitsch  

  20.  GR.        Günther Kasper  
21.  GR.        Rudolf Stockinger  
22.  GR.        Erich Steinwendner  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler  
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Dipl.-Ing. Josef Hoyer   
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak 
27.  EG.        Günther Böss 
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
29.  GR.         Walter Liehmann   

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 

30. GR.        Wolfgang Vogel  
31. GR.        Isolde Katamay   

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 30.6.2010 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 6.5.2010 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichlerl    
  

Für die SPÖ-Fraktion:      GV. Kurt Berger               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:          GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Wolfgang Vogel 
 
 
Der Bürgermeister nimmt die Angelobung von EG. Klemens Häusler vor.  
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T a g e s o r d n u n g 
 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
• Am 5. Juli wurde Seewalchen vom größten Starkregenereignis seit  50 Jahren heimgesucht. Schon 

während der Nacht ergossen  sich Unmengen an Niederschlagswässern über das gesamte 
Gemeindegebiet. Am Vormittag kam neuerlich ein heftiger Gewitterregen, und dann nochmals am 
Nachmittag ein Wolkenbruch, der alles bisher Dagewesene in den Schatten stellte. Böden, Gräben, 
Bäche und Kanäle konnten die Wassermassen nicht mehr aufnehmen, sodass sich diese in 
Sturzbächen auf Straßen, durch Dörfer und Wohnsiedlungen ergoss. Keller, Wohnräume, Garagen 
und landwirtschaftliche Gebäude wurden teils massiv überflutet. Besonders stark betroffen waren 
die Ortschaften Kraims, Haidach und Rosenau, aber auch Seewalchen-Ort. Die Feuerwehren 
Seewalchen, Steindorf und Kemating waren im Groß- und Dauereinsatz. In Kraims halfen sogar die 
Feuerwehren Lenzing, Gampern, Piesdorf und Kronberg aus. Die Schäden an Privatobjekten und 
öffentlichen Einrichtungen, vor allem an Straßen und Wegen, sind enorm. Tags darauf kam auf 
Seewalchen eine weitere Herausforderung zu. Eine riesige Menge an Treibholz trieb quer über den 
Attersee auf Seewalchen zu, und landete schließlich in der Seewalchner Bucht zwischen Moos und 
der Seepromenade an. Nur durch einen Großeinsatz von Feuerwehr, darunter ein 
Schwerrüstfahrzeug des Landes-FW-Kommandos aus Schwanenstadt und ein Berge-LKW der FF 
Puchheim, Gemeindebauhof, und zahlreichen Freiwilligen, wie z.B. dem Ruderverein, konnten die 
Treibholzmassen zum Großteil entfernt werden. Strandbad, Bootsvermietung und Kinderbad waren 
bereits am Mittwoch nachmittags wieder benützbar. Herzlichen Dank an alle Einsatzkräfte und an 
die zahlreichen privaten Helfer. 

 
• Für das geplante Steganlagenprojekt an der Seewalchner Promenade wurde Mitte Mai eine 

unterwasserarchäologische Untersuchung durchgeführt und wurden zahlreiche Pfahlbaureste 
gefunden. Nach Vorliegen des Schlussberichtes mit Gesamtdokumentation wird es seitens des 
Bundesdenkmalamtes eine neue Stellungnahme zum Projekt geben. Das wasser-, naturschutz- 
und schifffahrtsrechtliche Verfahren ist bis zur Abklärung der Denkmalschutz-Vorfrage ausgesetzt.  

 
• LR Anschober teilt mit, dass der Gemeinde Seewalchen für den Ankauf von neuen 

energiesparenden LED-Weihnachtsbeleuchtungslampen eine Umweltförderung in Höhe von € 
2.000.- gewährt wird 

 
• LR Hummer teilt mit, dass für den laufenden Aufwand des Jugendtreffs Förderungsmittel in Höhe 

von € 4.200,00 zur Verfügung gestellt werden. 
 
• LR Haimbuchner teilt mit, dass die beantragte Förderung aus dem Ressort Wohnbau 

(Wohnumfeldverbesserungsmaßnahmen) für den Kinderspielplatz in Kemating aus budgetären 
Gründen erst in den kommenden Jahren erfolgen kann und niedrigere Förderbeträge als zum 
Zeitpunkt der Einreichung zu erwarten waren, gewährt werden können 

 
• Die Bühne Seewalchen hat in der Generalversammlung am 25. April Sabine Prötsch als neue 

Obfrau gewählt. Der bisherige Obmann Peter Schuster fungiert als Obfraustellvertreter 
 
• Für unsere Reinigungskraft Roswitha Schwarz gewährt das AMS eine Eingliederungsförderung in 

Höhe von 1.200.- Euro 
 
• Die Eigentümer des Hotels Attersee (Weilhartner, Wimmer) haben einen privaten 

Architektenwettbewerb zum Umbau der Hotelanlage ausgelobt. Am 17. Mai fand die 
Konstituierende Sitzung der Jury und das Architektenhearing statt. Seitens der Gemeinde sind in 
der Jury Bürgermeister Reiter und Gemeindevorstand Kurt Berger.  

 
• Mit Schreiben vom 30. Juni teilt uns Familie Lachinger aus Vöcklabruck mit, dass sie sich als 

langjährige Stammgäste des Strandbades bei der Gemeinde für die neue Organisation im 
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Strandbad bedanken und sie mit dem neuen Buffetpächter, dem Bademeister und der Reinigung 
zufrieden sind. 

 
• Die Marktmusikkapelle Seewalchen erreichte vor Kurzem bei der Marschwertung beim 

Bezirksmusikfest in Oberwang einen ausgezeichneten Erfolg und wurde Punktegesamtsieger.  
 
• Die früheren Gemeindevertreter Vbgm. Gertraud Eisterer, Vbgm. Karl Födinger, und die 

Gemeinderäte Franz Loidl, Herbert Aigner und Sepp Püringer erhielten vor Kurzem 
Bundesauszeichnungen für ihre langjährige Tätigkeit im Öffentlichen Bereich. Eisterer erhielt das 
Silberne Verdienstzeichen der Republik Österreich, Födinger, Loidl, Püringer und Aigner erhielten 
die Goldene Medaille für Verdienste um die Republik Österreich.  

 
 
 
 
Fragestunde 
Keine Anfragen 2 Zuhörer 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1  des Bürgermeisters vom 1.7.2010 
 
Anpassung der Schülerausspeisungstarife 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage Nr. 1) vor. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
1.  Vermietung und Verpachtung 

Fischereirecht Haininger Bach - Abschluss eines Pachtvertrages  
 
Bgm. Reiter: 
Mit Pachtvertrag vom Juni 2000 hat Herr Ing. Horst Ecker aus Moos das Fischrecht im Haininger 
Bach von der Gemeinde gepachtet. Nach Ablauf dieses Pachtvertrages hat Herr Ing. Ecker der 
Gemeinde sein weiteres Interesse an der Pachtung des Fischrechtes im Hainingerbach mitgeteilt. 
Herr Ecker betont, dass er kein wirtschaftliches Interesse hat, sondern dass es ihm ausschließlich um 
den Schutz und die Erhaltung des Artenbestandes geht. Laut seinen eigenen Angaben ist ihm die 
Erhaltung der Steinkrebsbestände in den vergangenen Jahren bereits gelungen. Auch der 
Wiederbesatz mit Elritzen scheint erfolgversprechend zu sein.  
 
Die Eckdaten des neuen Vertrages: 
Pachtdauer:  9 Jahre 
Pachthöhe: 10 € excl. Ust. /Jahr 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes den gegenständlichen 
Pachtvertrag abzuschließen 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
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2.  Kinderbetreuung 

Änderung der Tarifordnungen für die Kinderkrabbelstube und den Schülerhort  
 
Bgm. Reiter: 
Die Mindest- und Höchstbeiträge bei den Kinderbetreuungseinrichtungen sind lt. Vorgaben 
Elternbeitragsverordnung des Landes jährlich um 1,5% zu indizieren und auf volle Eurobe-träge 
aufzurunden. Die Tarife für die Kinderkrabbelstube und den Schülerhort sind daher ab September 
2010 wie folgt anzupassen: 
                                                                 Mindestbeitrag                               Höchstbeitrag 
 
Schülerhort:                                              € 39,-   (38,-)                                     € 106,- (104,-) 
Kinderkrabbelstube                                  € 46,-   (45,-)                                     € 240,- (236,-) 
 
Weiters wurde im § 7 der neuen Tarifordnung für die Krabbelstube nun auch die Einhebung eines 
Gastbeitrages für Kinder außerhalb der Gemeinde geregelt (GVS v. 15.6.2010). 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegenden Tarifordnungen für den Schülerhort und die Krabbelstube wie im 
Arbeitskreis Finanzen besprochen zu beschließen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
3.  Kindergartenfreifahrt 

Kindertransport – Vertragsabschluss mit der Fa. Stern & Hafferl 
 
Bgm. Reiter: 
Für die Durchführung der KG-Freifahrt ist auch heuer wieder ein Vertrag mit einem dazu befugten 
Unternehmen abzuschließen. Da mit der Fa. Stern & Hafferl in der Vergangenheit eine 
ausgezeichnete Zusammenarbeit  gegeben war, und unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die 
Tarife von der OÖ.Landesregierung festgesetzt werden, und daher für alle Unternehmer Gültigkeit 
haben, wird vorgeschlagen, wieder mit der Fa. Stern & Hafferl einen Vertrag abzuschließen. 
Heuer sind  65  Kinder lt. voraussichtlicher Listen der Kindergärten Seewalchen und Rosenau  zu 
transportieren. Somit werden 2 große Busse (20-29Sitzer) + (30-39 Sitzer) benötigt. 
   
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes mit der Durchführung der 
Kindergartenkinderfreifahrt 2010/2011 die Firma Stern & Hafferl Gmunden zu beauftragen 
und vorliegenden Vertrag abzuschließen. 

 
 
GR. Katamay möchte anmerken, dass für Kinder, die innerhalb eines Kilometers Umkreis wohnen 
natürlich ein Kilometer zu Fuß nicht all zu weit sei, aber wenn Kinder nun in den Kindergarten 
begleitet werden müssen, könne ein Kilometer weit sein, speziell für berufstätige Mütter. Wenn der 
Bus sowieso nach wie vor an den Kindern, die bisher mitfahren durften und vielleicht auch noch einen 
Platz hätten, vorbeifahre, sei die Frage, ob man dies nicht dabei belassen könne und die Kinder, die 
innerhalb eines Kilometers wohnen, mitnehme. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass man es rein rechtlich und vor allen Dingen aufgrund der Prüfung 
der Aufsichtsbehörde nicht machen könne. Man habe es bisher gemacht, stillschweigend, aber bei 
der letzten Prüfung habe die Landesregierung als Aufsichtsbehörde darauf aufmerksam gemacht, 
dass man Kinder in diesem ominösen „Ein-Kilometer-Kreis“ nicht mehr mitnehmen dürfe. Es betreffe 
einige wenige, die bisher gefahren sind, aber man habe für das kommende Jahr einige Umstellungen 
vornehmen müssen. Es gebe auch bei anderen Haltestellen Änderungen, die auch nicht zur 
Zufriedenheit aller sein werden. Es sei zwar richtig, dass oft durch Krankheiten und dergleichen 
Plätze im Bus nicht belegt sein, aber wie wolle man das organisieren. Man könne nicht hin und wieder 
Kinder mitnehmen, weil andere ausfallen. Dies sei so auch keine Sicherheit für die Eltern. 
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GR. Katamay möchte noch hinzufügen, das es im Sinne der Vermeidung des Individualverkehrs 
wäre, denn im Grunde steigen diese Kinder dann doch auch oft ins Auto, weil es schnell gehen 
müsse, aber wenn es nicht möglich wäre, könne man nichts machen. 
 
GR. Seiringer-Gaubinger möchte noch wissen, was bei dieser Berechnung gelte, die Luftlinie, der 
Gehweg oder die mobile Entfernung. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass der Umkreis, also die gerade Linie vom Kindergarten weg, gelte. 
Einige wenige, die es betreffe, haben schon angemerkt, dass sie eigentlich viel weiter fahren müssen, 
aber es zähle eben die Luftlinie. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
4.  Abwasserbeseitigung 

a)  Abschluss eines Fördervertrages mit der Kommunal Kredit AG – BA 10 / Haining 
b)  Finanzierung des Kanalprojektes BA 14 / Bründlweg 

 
Bgm. Reiter: 
Die vorläufig geschätzten förderbaren Investitionskosten für den Kanalbauabschnitt 10 betragen € 
2,100.000,-- . Der Bund, vertreten durch die Kommunalkredit Austria AG,  gewährt dazu eine 
vorläufige Gesamtförderung in Höhe von  € 316.738,-- . Die Förderung wird in Form von Bauphasen- 
und Finanzierungszuschüssen ausbezahlt. 
Die Annahme des Förderungsvertrages ist die Voraussetzung zur Auszahlung der Bundes -
Förderungsmittel für Kanalbauvorhaben. 
 
Der Bürgermeister stellt zu TOP. 4 a den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, den vorliegenden 
Förderungsvertrag anzunehmen.  

 
GR. Kaniak betont, dass der Begriff Fördervertrag bei dieser Dimensionierung, die man sich zum 
Großteil selbst auf das Auge gedrückt habe, fast nicht mehr angebracht sei, denn es handle sich hier 
nur um 15 % der Summe. Er möchte darauf aufmerksam machen, dass diese Investition in der 
Größenordnung von 2,1 Millionen Euro nur zu 15 % gefördert werde und man 85 % selber zahlen 
müsse. Das was an Anschlussgebühren hereinkomme, sei eine beinahe vernachlässigbare Größe in 
dieser Dimension. Er möchte nun grundsätzlich die Frage stellen, was die Gemeinde reite, solche 
Investitionen zu tätigen, die auf lange Sicht überhaupt nichts bringen und nicht einmal in Frage 
gestellt werden. Hier werde schön von Förderungen gesprochen, aber in Wirklichkeit sei es ein 
Ausbluten der Gemeinde auf einem Sektor, welcher der Gemeinde nichts bringe. GR. Kaniak möchte 
auch noch anmerken, dass die Aufschlüsselung des vierten Punktes etwas schwierig gewesen sei, 
bis man begriffen habe, dass es sich hier um zwei Positionen handle. Er hoffe, dass man nächstes 
Mal die Punkte etwas klarer aufteilen könne. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 30 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 4 ohne Kaniak 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Stimmenthaltungen 1 Stimme FPÖ-Fraktion: 1 Kaniak 
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Bgm. Reiter: 
Die geschätzten Gesamtkosten für den Kanalbauabschnitt 14 – ABA Bründlweg werden rd. € 
130.010,- betragen. Die Finanzierung ist dem im Akt befindlichen Finanzierungsplan zu entnehmen. 
Die Gesamtkosten habe sich gegenüber dem, dem GV in seiner Sitzung am 15.6. vorgelegenen 
Finanzierungsplan wegen zusätzlicher, nicht förderbarer Straßenbau-kosten noch um rd. € 10.000,- 
erhöht. 
 
Der Bürgermeister stellt zu TOP. 4 b den Antrag, 

den vorliegenden Finanzierungsplan aufgrund der einstimmigen Empfehlung des 
Gemeindevorstandes zu beschließen. 

 
GV. Hemetsberger habe in Erfahrung gebracht, dass die WG Steindorf das Wasser auch gleich 
miteinbauen wollte. Er frage sich, ob diese Möglichkeit dann nicht gegeben sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass die Möglichkeit gegeben sei. Es wäre ursprünglich so vereinbart 
gewesen. Nur habe der Vorstand der WG Steindorf dem nicht zugestimmt, da der Lückenschluss  
aufgrund der Fünfjahresnichtaufgrabungsfrist im Birkenweg es nicht möglich gewesen sei. Letzter 
Stand seiner Information sei, dass mit dem Obmann vor Ort vereinbart worden sei, den 
Wasserleitungsstrang vom Haus Holzinger herauf bis knapp vor der Einmündung in den Birkenweg 
zu legen, um den Asphalt noch zu belassen und den Lückenschluss erst bei den ersten Anschlüssen, 
die Sinn machen, zu tätigen. Mit einem Sperrschieber beim Haus Neudorfer, der Neubau neben dem 
Haus von Herrn Holzinger Anton, die Leitung dort nicht in Betrieb zu nehmen, aber sie einmal zu 
errichten. Dies habe der Vorstand abgelehnt. Sie hätten das nur gemacht, wenn auch der Birkenweg 
aufgegraben und dort ein Ringschluss hergestellt werde hätte können. 
 
GV. Hemetsberger fügt hinzu, dass dies dann eine Stichleitung wäre, wo ständig stehendes Wasser 
drinnen wäre, aber kein Verbrauch. Sinnvoll wäre es schon gewesen, dies im Zuge des Straßenbaus 
gleich mit zu machen.  
 
Der Bürgermeister möchte betonen, dass man auf dies gedrängt hätte, damit die Leitungsverlegung 
erfolge. Darum habe man gesagt, den Birkenweg, den man vor zwei Jahren frisch asphaltiert habe, 
nicht gleich wieder aufschneiden zu lassen. Wenn man als Gemeinde selber die eigenen Vorschriften 
nicht erfülle, die man aber anderen auferlege, wie in diesem Fall fünf Jahre keinerlei 
Aufgrabungsbewilligung, hätte sich der Bürgermeister schon hart getan. Ein Stück weiter vorne habe 
es einen Neubau gegeben, den habe man auch verpflichtet sich privatrechtlich mit der 
gegenüberliegenden Nachbarin zu einigen, um durch die Straße zu bohren. Er habe dies dort auch 
nicht in offener Weise machen dürfen, sondern es durchpressen müssen. 
Der Ansatz sei natürlich klar und richtig. Ein Ringschluss sei immer günstig, aber in diesem Fall, 
nachdem dort die Liftingergründe nicht gleich bebaut werden, da alle gesagt haben, sie brauchen 
keinen Wasseranschluss, wäre es natürlich jetzt sinnvoll gewesen, die Leitung zu legen, aber man 
müsse dies nun so zur Kenntnis nehmen. 
 
EG. Hoyer merkt an, dass im Finanzierungsplan auch die Planung und Bauleitung für dieses 
Bauvorhaben angeführt sei. Nachdem es ein sehr kleines sei und Irrgeher darin stünde, sei davon 
auszugehen, dass dieser Beschluss nun auch die Auftragserteilung für die Planung und Bauleitung 
inkludiere. Er möchte gerne wissen, ob dies stimme oder nicht. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass dies in der letzten Vorstandssitzung vergeben worden sei, aber er 
könne jetzt nicht sagen, ob nur die Planung oder auch die Bauleitung vergeben wurde. Er nehme 
aber an, nachdem der Kanal nun schon gebaut werde, dass es Planung und Bauleitung sei. 
 
EG. Hoyer erwidert, dass, wenn es ein neuer Bauabschnitt werde, das gesamte Bauvorhaben in die 
Gemeinderatssitzung gehöre. Im Finanzierungsplan sei es ja auch drauf. 
 
Der Bürgermeister entgegnet, dass vom Auftragsvolumen her der Vorstand zuständig gewesen sei. 
Er nehme an, dass die Bauleitung auch inkludiert sei. 
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Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 29 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 3 ohne Kaniak, Hoyer 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Stimmenthaltungen 2 Stimmen FPÖ-Fraktion: 2 Kaniak, Hoyer 
 
 
 
 
5.  Betreubares Wohnen 

Erhöhung der Bereitstellungsgebühr 
 
Bgm. Reiter: 
Die Volkshilfe Vöcklabruck hat mit Eingabe vom 24.6.2010 um die Erhöhung der 
Bereitstellungspauschale im Betreubaren Wohnen von derzeit € 29,50 auf € 36,29 ersucht.  
Begründet wird dies mit den angefallenen Lohnkosten, die mit € 1.804,61 über den Einnahmen lagen.  
Im Vergleich zu anderen Betreubaren Wohnen ist der Bereitschaftszuschlag in Seewalchen trotz 
Erhöhung geringer.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Bereitstellungszuschlag für das Betreubare Wohnen Seewalchen ab 1.7.2010 mit € 36,29 
festzusetzen.  

 
GR. Steinwendner verwundert es, dass dies nicht über den Sozialausschuss laufe, da dies doch eine 
Sache sei, die den Sozialausschuss betreffe. Das zweite, was die Fraktion der SPÖ störe, sei dass es 
sich hier um eine Gebührenerhöhung von 20 % handle, welcher man an und für sich nicht zustimmen 
könne. Die SPÖ könne sich eine Erhöhung im Bereich von ca. 10 % vorstellen. Wenn darüber 
diskutiert werden sollte, dann sollte dies wirklich in den Sozialausschuss gegeben werden. 
 
GR. Kaniak habe zwei Fragen. Er möchte gerne wissen, was mit den € 29,50 bzw. den Gesamtbetrag 
von € 10.300,- abgedeckt sei. Die zweite Frage sei eine atmosphärische. Der Kollege habe dies 
schon angedeutet. Hier sei anscheinend ein Automatismus im Gange. Irgendeine Organisation stelle 
fest, dass sie mit dem Geld nicht auskomme. Diese Automatik bekrittle er besonders, vor allem weil 
sie nicht begründet sei. Es sei kein Maßstab, wenn diese Organisation sage, dass alle anderen noch 
viel teurer seien. Es muss doch einen Maßstab geben, der nachweist, was hierfür geleistet werde. Er 
fragt in die Runde, was denn mit den € 36,29 geschehe. 
 
Der Bürgermeister erklärt, dass es hierfür grundsätzlich eine Betreuung gebe von vertragsgemäßen 
Stunden pro Woche. Die Leute sein vor Ort. Bereitstellungszuschlag heiße, dass die Leistung, die in 
Anspruch genommen werden könne, grundsätzlich bereit gestellt werden müsse. Es gebe natürlich 
Lohnkosten, denn man könne nicht auf Stunde irgendjemanden aufnehmen, sondern es muss 
Personal vorgehalten werden.  
Dieser Bereitstellungszuschlag sei ähnlich wie sonstige Betreuungsdienste wie Rufhilfe und 
dergleichen extra zu bezahlen. Man habe dort einen Vertrag mit der Volkshilfe. Es gebe Häuser, wo 
dies andere Organisationen haben, aber grundsätzlich sei es im Wesentlichen standardisiert. Die 
Vorgaben, wie hoch die Betreuungsintensität sein müsse, sind vom Land gekommen. Bei den 
Organisationen werden die Personalkosten von den Dienstverträgen abhängen, ob es jüngeres oder 
dienstälteres Personal sei. Im Wesentlichen könne evtl. der Amtsleiter noch einige Erläuterungen 
geben. 
 
Der Amtsleiter erklärt, dass es verpflichtend sei, eine Betreuung von einem dieser sozialen Dienste 
vor Ort zu haben. Man habe sich damals für die Volkshilfe entschieden, da sie damals ein 
unschlagbares Angebot gelegt habe. Es sei damals um 50% günstiger als der Zweite gewesen, wie 
man mit dem Betreubaren Wohnen angefangen habe. Laut Kostenaufstellung der Volkshilfe sind die 
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ganzen Ausgaben von € 10.300,- fast reine Gehaltskosten. Für diese Tätigkeit, welche ca. 10-15 
Stunden im Monat betrage und verpflichtend sei, sein die Gehaltskosten zu zahlen. Die Volkshilfe 
komme mit den Kosten nicht aus und habe daher um Erhöhungangesucht. 
 
GR. Kaniak merkt an, dass die Organisation, trotz der Erhöhung von 20 %, immer noch € 5,90 unter 
dem Preis sei. Er fragt sich, was das für eine wirtschaftliche Kalkulation sei. Entweder möchte man 
Kosten decken, oder man subventioniere etwas. € 5,90 sein wieder 20 %. Hier müsse sich etwas 
ändern. 
 
GV. Berger meint, dass man diese Diskussion seitens der SPÖ schnell beenden könne. Man müsse 
diese Dienste bereit stellen. Für diese Bereitstellung gebe es eine Mindestanzahl von Stunden. Die 
Volkshilfe komme mit diesem Betrag nicht aus und mache nichts anderes als einen Nachweis, dass 
sie sage, vorheriges Jahr habe man einen Fehlbetrag von ca. € 1.800,- gehabt und das möchte man 
jetzt aufteilen um für die Zukunft diesen Fehlbetrag nicht mehr zu haben und stellt dar, dass sie noch 
immer um ca. € 5,- günstiger sei als die Betreuungseinrichtungen in anderen Institutionen.  
Das mag schon sein. Für die SPÖ komme auf jeden Fall eine Erhöhung um über 20 % und das noch 
dazu auch noch bei einem Klientel, dass leider Gottes nicht so wie man selbst zum Teil doch auf der 
besseren Seite des Lebens stehen dürfe, sicherlich nicht in Frage. Er glaube auch, dass es nicht 
legitim sei von einem Unternehmen einfach zu sagen, man habe vorheriges Jahr dieses Defizit 
gehabt und jetzt erhöhe man die Gebühren. Man habe dies leider bei den Energieversorgern, die sich 
relativ leicht tun, weil man diese Dinge einfach zur Kenntnis nehmen müsse. 
 
Der Gegenantrag der SPÖ laute daher diese Bereitstellungsgebühr maximal um 10 % zu 
erhöhen. 
 
GR. Vogel Wolfgang sieht, dass dieses Thema offenbar überhaupt nicht ausdiskutiert sei. Dazu 
gehöre an und für sich der Sozialausschuss, der diese Dinge diskutiere. Daher möchte er den 
Antrag stellen, die ganze Materie dem Sozialausschuss zur Beratung zuzuweisen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR. Vogel W. gestellten Gegenantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
6.  Winterdienst 

Zuschlagsentscheidung für die Vergabe der Arbeiten zur teilweisen Durchführung des 
Winterdienstes für die kommenden 3 Wintersaisonen 

   
Bgm. Reiter: 
Die Winterdienstarbeiten (räumen und streuen) wurden ausgeschrieben.  3 Firmen haben Angebote 
abgegeben. Die Angebotseröffnung fand am 22. Juni 2010 statt.  
Als Zuschlagskriterium wurde der Anbotspreis zu 50%, Referenzen der bisherigen Auftraggeber zu 
25% und die ständige Präsenz der Einsatzgeräte im Gemeindegebiet, sprich je weniger weit die 
Entfernung die mit den Einsatzgeräten zurückgelegt werden muss, bevor sie im Gemeindegebiet zum 
Einsatz kommen können desto besser, zu 25%, festgelegt. 
Gemäß dem Kostenvergleich wurde die Firma Kircher als Billigstbieterin ermittelt.    
Positive Referenzen, betreffend die bisherige Zufriedenheit der Auftraggeber mit den Leistungen der 
Firmen sind in allen Fällen vorhanden. Präsenz der Einsatzgeräte. Dieses Kriterium wird von der 
Firma Kircher mehr als von den anderen Firmen erfüllt.  
Unter Berücksichtigung der Zuschlagskriterien sollte die Rahmenvereinbarung mit der Firma Kircher, 
Ragereck 6, 4871 Zipf, abgeschlossen werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Zuschlagsentscheidung auf Grund der erfolgten Ausschreibung zu Gunsten der Firma 
Kircher, Zipf, zu treffen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
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7.  Verein zur Förderung der Infrastruktur der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee  

& Co KG 
Genehmigung des Rechnungsabschlusses für das Jahr 2009 

 
Bgm. Reiter: 
Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen ist vom Verein zur Förderung der Infrastruktur der 
Marktgemeinde Seewalchen am Attersee & Co KG jährlich ein Rechnungsabschluss zu erstellen und 
in der Gesellschafterversammlung (KG-Geschäftsführer und Bürgermeister) zu genehmigen. Vor der 
Gesellschafterversammlung ist die Zustimmung des Gemeinderates erforderlich.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Rechnungsabschluss für das Jahr 2009 des Vereines zur Förderung der Infrastruktur 
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee & Co KG zu genehmigen.  

 
GV. Hemetsberger möchte gerne wissen, ob es Unterlagen über die Aufstellung der Kosten für 
Honorare etc. in den Fraktionen gegeben habe. Und merkt an, dass € 6.000,- für Honorare schon viel 
Geld sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass alleine die Honorarsätze der steuerlichen Vertretungen und der 
rechtlichen Vertretungen heikel sein. Das Anfallen der Planungskosten, diese Rate mit den rund € 
18.000,-, sei bekannt gewesen. 
 
GR. Kaniak merkt an, dass er, wie er diesen Punkt das erste Mal gelesen habe, sich gedacht habe, 
dass er sich in der Gemeinde Seewalchen schon gar nicht mehr auskenne. Dort gebe es eine 
Infrastrukturgesellschaft die im Hintergrund tätig sei und die € 25.000,- brauche. Das sei ein Budget 
bei dem jeder Verein strahlen würde. Er habe sich gefragt, was die Effizienz oder die Tätigkeit dieses 
Vereines, außer diesen Ausgaben der GSG, sein. Vor allen Dingen möchte er hier die sozialistische 
Partei anspreche, die immer die Evaluierung von Vereinen und Organisationen, wo die Gemeinde 
Seewalchen dabei sei, auf das Korn genommen und gesagt habe, man müsse sich jährlich ansehen, 
was bei dieser Sache herausgekommen sei. Dies scheint etwas heikel zu sein. Anders sei es, wenn 
man sage, man habe etwas als Gegenleistung bekommen und dies habe uns vorwärts gebracht. Es 
sei ihm nicht klar, wo hier die Effektivität stecke. 
 
Der Bürgermeister erklärt, dass man für diese Ausgaben von rund € 25.000,- schon eine 
Gegenleistung bekommen habe. Die Beratungsleistung zur KG-Gründung, sowohl die 
Rechtsberatung, als auch die Steuerberatung, brauche man. Da dies ein Metier sei, wo man 
zumindest bis zurzeit noch keinerlei Erfahrungen habe und auch in Oberösterreich erst seit einigen 
Jahren welche bestehen. Die Planungskosten der GSG dürften außer Zweifel stehen, denn er wisse 
nicht mehr genau, wie oft man mit immer wieder neuen Kostenschätzungen und Umplanungen selber 
auch tätig gewesen sei, damit diese dann dementsprechend vorliegen und beim Land zur Einreichung 
vorgelegt werden können.  
Aber GR. Kaniak habe schon recht, das operative tätig werden sei bisher leider gehemmt gewesen, 
da man keine Übertragungsverordnung zustande gebracht habe und daher sei der Tätigkeitsbericht 
ein Rechnungsabschluss, der eine Übersicht ergebe über das, was an bisherigen Kosten angefallen 
sei. Die der Gemeinderat bzw. der Gemeindevorstand beschlossen habe, die man aber jetzt der KG 
zu ordne, damit man sich wenigstens den Vorsteuerabzug holen könne. 
 
EG. Hoyer sagt, dass die Gemeinderatssitzung vom 2.4.2009 über einen Antrag abgestimmt habe, 
der unter Punkt 5, Top 2a lautet: Die Gemeinde übertrage sämtliche Rechte und Pflichten aus 
folgenden Verträgen an den Verein zur Förderung usw. Weiters stehe dort etwas von einem Vertrag 
mit der GSG betreffend Planung und Bauleitung. Man habe jetzt gesehen, dass die GSG, für derzeit 
noch nicht nachvollziehbaren Umfang, denn dies sei bisher noch nicht aufgeschienen, eine 
Honorarnote über Planung von fast € 20.000,- gelegt habe. Er glaubt, man solle hier schon etwas 
aufpassen, weil diese Firma GSG offensichtlich mit Honorarrechnungen und Verrechnungen von 
erbrachten Leistungen sehr großzügig sei. Er fragt sich, was hier für eine Planungsleistung erbracht 
worden sei. 
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Der Bürgermeister erklärt, dass man an diesem Projekt viele verschiedene Varianten und Entwürfe 
bearbeitet und diskutiert habe. Die zuletzt € 15.000,- netto sein eine Restzahlung der letzten 
vorliegenden Einreichplanungen gewesen, die sich jetzt beim Land befinden. Dort sei die neue 
Entwurfsstudie und Kostenschätzung für den Volksschulneubau noch nicht dabei. 
 
EG. Hoyer betont, dass es nach Gebührenordnung der Ingenieurkammer selbstverständlich sei, dass 
ein Vorentwurf und ein anderer Entwurf genau aufgegliedert werden, damit man dies eben 
nachprüfen könne. Dies sei bei den übermittelten Unterlagen vollkommen entgangen. Sie seien nicht 
prüffähig gewesen und auch nicht beurteilbar. 
 
Der Amtsleiter möchte als Geschäftsführer der KG einiges feststellen. Die Generalsanierung des 
Schulzentrums gehe schon seit dem Jahr 2000. Seit dem Jahr 2000 habe die GSG den Auftrag für 
Planung und Bauleitung. Mit dem Beschluss, den EG. Hoyer nun erwähnt habe, sei lediglich die 
Verantwortung von der Gemeinde auf die KG, auf die Firma, übergegangen. Dies sei eine eigene 
Firma nach dem Firmenrecht.  
Man wäre schon bei der Einreichung gewesen und hätte schon längst anfangen können. Vorheriges 
sei aber ein neues Raumprogramm erstellt worden, da sich die Kinderzahl vermehrt habe, durch den 
gewaltigen Zuzug der letzten Jahre. Man habe in der Volksschule vier Klassen mehr gebraucht. Man 
habe die Hauptschule umplanen müssen, sowie die Bibliothek, die rein gekommen sei, eine neue 
Heizvariante etc. Diese Umplanung habe die GSG mit dem Tarif laut dem Vertrag der Gemeinde 
Seewalchen abgerechnet. Nicht mehr und nicht weniger. Die GSG habe eine Leistung erbracht, da 
die Umplanungen nötig gewesen sein. Für diese Umplanungen gebe es Beschlüsse vom 
Gemeinderat, da die KG keine Cent ausgeben darf, ohne dass die Gemeinde nicht zugestimmt hat. 
Dies werde es auch in Zukunft nicht geben. Die ganze KG sei gemacht worden um vom 
Gesamtvolumen von ca. € 8 Millionen die Mehrwertsteuer mit 20 %, man spreche hier von einer 
Summe von ca. € 1,6 Millionen, zu ersparen. Deswegen dieses komplizierte Konvolut mit einem 
Verein und der KG. Der Verein gehe in die KG und die Gemeinde sei auf der anderen Seite der 
Komplementär. In den letzten 10 Jahren sei im Bildungsausschuss in vielen Sitzungen immer wieder 
über dieses Thema gesprochen worden. 
 
GV. Berger wollte sich bei diesem Punkt eigentlich nicht melden, aber da er direkt angesprochen 
worden sei, fühle er sich veranlasst dazu. Man habe diesen Verein oder diese Vertretung sehr 
intensiv hinterfragt. Er sehe es immer noch als einen legalen Steuerbetrug an der Gesellschaft selber.  
Als Kommune habe man nicht anders entscheiden können. Warum sich die SPÖ dagegen 
entschieden habe, wisse man, denn es gebe inzwischen einen Weg des Konsenses, den man 
sicherlich gemeinsam gehen werde und es sei nicht so, dass man für diese Beträge keine Leistungen 
bekommen habe, aber mit diesen Leistungen, die man bekommen habe, könne man noch nicht 
effizient umgehen, weil sie auch dazu geführt haben, dass eine Meinungsbildung möglich gewesen 
sei. Er hoffe, dass die nächsten Honorare, die man bezahle, schon Honorare sein für ein Endprodukt 
mit dem man selber und vor allem die Bürger für die nächsten 20-40 Jahre zufrieden sein können.  
 
GV. Gaisbichler möchte anmerken, dass ihn die Fragen von GR. Kaniak und EG. Hoyer etwas 
erstaunen. Die KG habe eine Aufsichtsratssitzung abgehalten, wo über dies diskutiert bzw. 
gesprochen wurde. Die FPÖ hat einen Sitz in diesem Aufsichtsrat und hätten an der Sitzung 
teilnehmen können.  
 
GR. Kaniak antwortet, dass GV. Gaisbichler Recht haben möge. Es sei ihm entgangen, dass er im 
Aufsichtsrat sitze, weil er prinzipiell nicht einem Steuerbetrugsverein beitrete. Der Vorschlag so etwas 
zu gründen, sei vom Gemeindebund gekommen, so wie die Boarder–Leasing-Verträge vom 
Gemeindebund gekommen sein, die alle Gemeinden für die nächsten 100 Jahre verschulden werden. 
Wenn dies rechtlich untergraben werde, dann stehe man mit samt dem Verein ganz alt da. Man hätte 
es ehrlich auch machen können um dies einmal über die größere politische Bühne zu bringen. Die 
anderen Gemeinden haben dieselben Probleme und solche Sachen unterstütze er persönlich nicht. 
Dies habe er auch bei der damaligen Gründung schon gesagt. Ein Steuerumgehungsverein einer 
öffentlichen Institution, wie z.B. einer Gemeinde, das sei doch ein Nonsens. Hier arbeite der eine Teil 
einer Gesellschaft gegen den anderen Teil um ihn auszutricksen. Im Endeffekt schaue nichts raus, 
weil dies wieder gekürzt werde, wie bereits GV. Berger gesagt habe. Allein dieser Aufwand nütze 
Rechtsanwälten und Steuerberatern, aber nicht der Gemeinde Seewalchen. Dies sei das Problem. 
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Der Bürgermeister antwortet, dass dies gerade sein Ansatz gewesen sei. Er gehe davon aus, 
nächstes Jahr das Schulprojekt zu starten und es werde dann bei jeder zweiten Sitzung das Thema 
KG geben, weil jegliche Beschlüsse, die die KG zu treffen habe, im Gemeinderat abzusegnen seien. 
Wenn man dann jedes Mal über den Sinn und die Notwendigkeit der KG diskutiere, werde man 
wahrscheinlich alt werden. Daher möchte er an alle appellieren, dass die KG ein zwingendes 
Erfordernis sei, ob jetzt von oben aufoktriert oder nicht, sei dahin gestellt.  
Zum Nachteil der Gemeinde komme natürlich ein Großteil der Finanzierung vom Land und vor allen 
Dingen erspare sich das Land die Mehrwertsteuer, aber als Gemeinde habe man einen nicht 
unbeträchtlichen Teil an Eigenmitteln einzubringen und dort erspare man sich auch die 
Mehrwertsteuer. Er glaube, wenn es ein Konstrukt gebe, welches steuerlich halte, dann sei es auch 
die Verpflichtung der Gemeinde, dem Folge zu leisten. Noch dazu wo man keine andere Wahl habe. 
Darum möchte er noch einmal betonen, dass man das Thema KG noch öfters haben werde und er 
möchte diese Grundsatzdebatten dann auf ein Minimum beschränken oder ganz einstellen. Man 
müsse das Projekt über die KG durchziehen und man brauche dazu die Gremien. Man habe heute 
kurz vor der Sitzung diese gremialen Zusammenkünfte gehabt und man habe beschlossen, was man 
jetzt als nächstes zu tun habe. Man werde diese Gremien immer wieder einberufen müssen. 
Wahrscheinlich werde es so sein, dass diejenigen, die sich bereit erklärt haben hier mitzumachen, 
zusätzlich Zeit opfern müssen, da man vor den Gemeinderatssitzungen die Gremialsitzungen machen 
müsse. Man brauche die KG. Man werde sie auch für andere Projekte brauchen und daher glaube er 
es sei relativ unnötig die Notwendigkeit zu diskutieren. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Stimmenthaltungen 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
 
 
 
 
8.  Jugendtaxi  

Einführung des Jugendtaxis 
 
SA-Obm.Steinwendner: 
In der Gemeinderatssitzung vom 06.05.2010 wurde der Grundsatzbeschluss über die Einführung 
eines Jugendtaxis in Seewalchen gefasst. 
In der Sozialausschusssitzung vom 07.06.2010 war auch der Taxiunternehmer Buttinger eingeladen, 
um das Projekt aus seiner Sicht vorzustellen. Gutscheine werden am Gemeindeamt gekauft und dann 
beim Taxiunternehmen, mit dem eine entsprechende Vereinbarung abgeschlossen wurde, eingelöst. 
Einen eventuellen Rest muss der Jugendliche selbst draufzahlen. Die Bedingungen und Vorgaben 
vom Land müssen eingehalten werden. 
Im heurigen Budget ist ein Posten von € 5.000,00 vorgesehen. Das Land OÖ fördert derzeit 50 % der 
Kosten, die wir aber erst im nächsten Jahr refundiert bekommen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Sozialausschusses  die Einführung eines 
Jugendtaxis zum ehestmöglichen Termin unter folgenden Bedingungen zu  beschließen: 
• Ausgabe von Taxigutscheinen an Jugendliche aus Seewalchen  
• Alter von 15 bis zum vollendeten 20. Lebensjahr 
• Höhe = € 3,00 pro eingelöstem Gutschein 
• Es wird max. 1 Gutschein alle 2 Wochen und Person durch das Gemeindeamt 

Seewalchen a.A. ausgestellt. Die Abholung kann auch quartalsweise erfolgen (max. 26 
Gutscheine im Jahr) und muss persönlich oder von Familienmitgliedern erfolgen. 
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• Die entsprechende Vereinbarung mit dem Taxiunternehmen Buttinger abschließen 
• Die entsprechenden Förderungen sind zu beantragen und die Mindestregelungen des 

Landes Oberösterreich müssen eingehalten werden 
• Probebetrieb von Mitte Juli bis 31. Dezember 2010 

 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Steinwendner gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
9.  Nachtbus 

Beratung über die Beteiligung am Projekt „Nachtschwärmer“  
 
SA-Obm.Steinwendner: 
In der Sozialausschusssitzung vom 06.04. und 07.06.2010 wurde darüber diskutiert eventuell die 
Beteiligung am Nachtbus ganz oder teilweise einzusparen, da wir ohnehin nur teilversorgt sind. 
 
Die Auslastung für den Nachtschwärmerbus für 2009: 
Richtung Schwanenstadt: 
Einsteiger: 1.VJ 14 / 2.VJ 0 / 3.VJ 2 / 4.VJ 2 
Richtung Attersee: 
Einsteiger: 1.VJ 5 / 2.VJ 0 / 3.VJ 2 / 4.VJ 5 
Aussteiger: 1.VJ 21 / 2.VJ 0 / 3.VJ 3 / 4.VJ 20 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Sozialausschusses  bis Ende 2011 den 
Nachtschwärmerbeitrag einzufrieren. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Steinwendner gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
10. Bebauungsplan Nr. 56 „Schulzentrum – Kindergarten“ 
     Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 11.02.2010) 

Grundteilung Volks- und Hauptschule 
 
Bgm. Reiter: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Umwelt und Wasserwirtschaft, wurde mit Schreiben vom 
23.06.2010 mitgeteilt, dass in der Legende Schallschutzmaßnahmen für die der Bundesstraße 
zugewandten Klassenzimmer im Bezug auf die Himmelsrichtung ein Fehler entstanden ist. Aus 
schalltechnischer Sicht wird dem Bebauungsplan zugestimmt. 
Seitens der Abteilung Naturschutz (Amt der Oö. Landesregierung) wurde mit Schreiben vom 
15.06.2010 mitgeteilt, dass für den Bereich der Hauptschule und der Polytechnischen Schule  eine 
Reduzierung der zulässigen Geschosse auf max. zwei Vollgeschosse und höchstens ein 
ausgebautes Dachgeschoss gefordert wird. Im Bereich der Volksschule und des Kindergartens ist der 
Bebauungsplan dahingehend einzuschränken, dass die Dreigeschossigkeit eindeutig auf die Talseite 
bezogen wird. Ferner sollte für alle Gebäude zumindest eine maximale zulässige Gesamthöhe vom 
natürlichen Gelände talseits bis zum First von 12,0 m fixiert werden. 
 
Nach Rücksprache mit Ortsplaner Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer wurden die oben angeführten 
Kritikpunkte ( Stellungnahmen) in den nunmehr zu beschließenden Bebauungsplan eingearbeitet. 
Seitens der Direktion Straßenbau und Verkehr (Amt der Oö. Landesregierung) wurde mit Schreiben 
vom 14.06.2010 dem Bebauungsplan zugestimmt. Von der Landwirtschaftskammer OÖ wurde mit 
Schreiben vom 19.05.2010 mitgeteilt, dass keine Einwände erhoben werden. Weitere 
Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Bebauungsplan Nr. 56 „Schulzentrum – Kindergarten“ des Arch. Dipl. Ing. Erich 
Deinhammer, Eferding, vom 21.06.2010 zu beschließen.  

 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 29 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 3 Hemetsberger, Böss, Liehmann 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Stimmenthaltungen 2 Stimmen FPÖ-Fraktion: 2 Kaniak, Hoyer 
 
 
 
 
 
11. Bebauungsplan Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“; Änderung Nr. 14 
     Endgültige Beschlussfassung (Grundsatzbeschlüsse vom 08.05.2008 bzw. 02.07.2009) 
     Erhöhung des Wohnhauses sowie Errichtung einer Doppelgarage auf Grst. Nr. 1966/3, 
     KG. Seewalchen (Helga Demmelbauer) 
 
BauA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Naturschutz wurde mit Schreiben vom 30.11.2009 mitgeteilt, 
dass die derzeitige Dachneigung von 30 Grad beizubehalten ist. Ferner ist bei Zulassung einer 
Firsthöhe von 6,4 m im Schemaschnitt ein „kleiner gleich“ Zeichen zu setzen, um diese Firsthöhe zu 
ermöglichen. Die zulässigen Geschosse sind auf 1,5 Geschosse zu reduzieren und eine dunkelgraue 
Dachdeckung zu fixieren. Seitens der Direktion Straßenbau und verkehr wurde mit Schreiben vom 
20.11.2009 mitgeteilt, dass bei Einhaltung der festgeschriebenen Bedingungen keine Einwände 
gegen die geplante Bebauungsplanänderung bestehen.  
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Umweltschutz wurde mit Schreiben vom 27.11.2009 die 
geplante Änderung in der vorliegenden Form aus schalltechnischer Sicht abgelehnt.  
Die Landwirtschaftskammer OÖ. erhebt gegen die geplante Bebauungsplanänderung keine 
Einwände. Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
Zu den negativen Stellungnahmen der einzelnen Abteilungen des Amtes der Oö. Landesregierung 
wurde eine Stellungnahme des Ortsplaners Arch. Erich Deinhammer mit Datum vom 15.01.2010 
eingeholt und der Antragstellerin zur Abgabe einer etwaigen Stellungnahme übermittelt. 
Die Anzahl der max. zulässigen Vollgeschosse wird ersatzlos gestrichen, da die Höhenentwicklung 
über die max. Firsthöhe und Dachneigung (lt. Bestand)  fixiert wird. 
Der Schemaschnitt wurde ergänzt. Eine dunkelgraue Dachdeckung (Bestand) wird vorgeschrieben. 
Nach Rücksprache mit Ortsplaner Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer sowie der Berücksichtigung der 
Stellungnamen der Frau Helga Demmelbauer wird die Anzahl der max. zulässigen Vollgeschosse 
ersatzlos gestrichen, da die Höhenentwicklung über die max. Firsthöhe und Dachneigung  
(lt. Bestand)  fixiert wird. 
Der Schemaschnitt wurde ergänzt. Eine dunkelgraue Dachdeckung (Bestand) wird vorgeschrieben, 
die Dachneigung von 15 bis 45 Grad beibehalten. 
 
Bauausschussobmann Johann Schachl stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, die Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“ gemäß dem Änderungsplan des Ortsplaners 
Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding, vom 07.09.2009 (korrigiert am 07.05.2010) zu 
beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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12. Bebauungsplan Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“ 

Grundsatzbeschluss betreffend die Änderung von Baufluchtlinien sowie der Geschossanzahl 
beim Grst. Nr. 1966/7, KG. Seewalchen sowie die Zusammenlegung mit dem Grst. Nr. 1966/6, 
KG. Seewalchen (Willi Katamay) 

 
BauA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Aus Gründen der familiären Wohnsituation der Familie Katamay soll das Kellergeschoß für 
Kinderzimmer mit dahinterliegenden Kellerräumen ausgebaut werden. 
Darum ersucht der Antragsteller den gegenständlichen Bebauungsplan dahingehend zu ändern, dass 
die Grundstücke Nr. 1966/6 und 1966/7, beide KG. Seewalchen zu einem Grundstück 
zusammengelegt werden. Des weiteren sollen die Bebauungsfluchtlinien verändert und die 
Geschossanzahl beim Grundstück Nr. 1966/7 in südlicher Richtung erhöht werden.  
Entsprechend der Stellungnahme des Ortsplaners Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, vom 
24.06.2010 spricht grundsätzlich nichts gegen die Veränderung der bebaubaren Fläche, die 
Erhöhung auf 2-geschoßig in Erscheinung tretend – seeseitig und die Grundzusammenlegung der 
Bauplätze 10 und 11. 
 
Bauausschussobmann Johann Schachl stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, das Verfahren auf Änderung  
des Bebauungsplanes Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“  einzuleiten und den Planentwurf des 
Ortsplaners Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding, vom 24.06.2010 zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
13. Personal 

GB. Gerhard Mohr; Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters wegen Einstellung der 
Leistungszulage  

 
Nichtöffentliches Protokoll ! 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
Anpassung der Schülerausspeisungstarife 
 
Bgm.Reiter: 
Die Gemeinde Schörfling hat die Preise für die Auspeisungsportionen seit September 2008 von € 
1,71 auf € 1,83 erhöht. 
1.9.2008  € 1,71    1.9.2009  € 1,77     1.9.2010  € 1,83 
Dies entspricht einer Erhöhung von 7,02 %. Im selben Zeitraum wurden die Essenspreise von der 
Gemeinde Seewalchen um 2,50 % erhöht. Der Essenspreis würde nach der jährlichen Indizierung ab 
1. September 2010  € 2,46 betragen. Um die laufend steigenden Fehlbeträge bei der 
Schülerausspeisung etwas zu minimieren, schlägt der AK Fin eine Anpassung der Ausspeisungstarife 
ab September 2010 wie folgt vor: 
Schüler €  2,55, Kindergartenkinder €  2,37, Sonstige Personen €  4,20   
Dies entspricht einer Erhöhung von 3,66 % gegenüber den sonst geltenden Tarifen ab September 
2010. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Essenstarife bei der Schülerausspeisung ab September 2010 wie vom AK – Finanzen 
einstimmig vorgeschlagen, zu erhöhen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
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14. Allfälliges 
 
a)  GR. Liehmann kann sich erinnern, wie heikel es gewesen sei die Seefassade, aber auch das 

Seeufer entsprechend zu pflegen, optisch und natürlich auch bezüglich der Bauten. Er werde von 
etlichen Leuten angesprochen, was hier nun in Moos passiere. Und zwar habe man hier 
offensichtlich eine Barriere überschritten, dass Seeufer restlos zu verbauen. Es sei optisch von 
beiden Seiten, von der Wasserseite, als auch von der Straßenseite eine Katastrophe und die 
Leute sein der Meinung, dass dies ein Horror sei. Wie könne man derartiges direkt am Seeufer 
genehmigen bzw. wie könne dies genehmigungsfähig werden. Auch von der Wasserseite schaut 
es von der Natur her aus wie ein fauler Zahn. Es sticht raus. Es werde von einem kleinen Bau bis 
zum geht nicht mehr erweitert, aufgestockt und die Seesicht verbaut. Hier regen sich Leute über 
Schallschutzwände auf und direkt unten am See werde eine Barriere errichtet, die tatsächlich 
schockierend sei. Er möchte vom Bürgermeister wissen, wie derartige Bauten zustande kommen 
können und ob es möglich sei, dass andere Bauten ähnlich errichtet werden, und eine gleiche 
Beschwerdeflut hervorbringen können, wie dieser. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass es grundsätzlich so sei, dass man in diesem Bereich – eine 
wirklich sehr markante und sensible Stelle – keinem Bebauungsplan wiederspreche und das 
Bauvorhaben der Bauordnung entspreche. Weiters habe er eine naturschutzrechtliche 
Genehmigung. 

 
GR. Liehmann möchte noch anschließen, dass er sich bei seinem Anbau damals erinnern könne 
größte Schwierigkeiten gehabt zu haben, obwohl er sich an die verbaute Fläche und an den Stil 
des Hauses gehalten habe und die Fenster kritisiert worden sein. Er fragt sich, wie es sein kann, 
dass derartiges unter Freunden so geregelt werden könne. Dies sei allen Menschen die dort 
vorbei fahren völlig unverständlich. 

 
GV. Berger kenne das Bauvorhaben nicht, aber so wie GR. Liehmann dies schildere, sei es nicht 
sehr schön. Dieselbe Damen vom Naturschutz, die sich bei der Seewalchner Hauptschule 
aufrege, dass die Hauptschule womöglich zu höhenwirksam wäre, habe offensichtlich dieses 
Bauvorhaben genehmigt. Hier wäre es irgendwann wirklich an der Zeit, dass die ganzen 
Atterseebürgermeister, wobei er den Bürgermeister schon einmal darauf angesprochen habe, 
sich zusammen zu tun um eine generelle Aufsichtsbeschwerde gegen diese Dame zu machen. 
Es könne nicht sein, dass man mit fünferlei Maß nehme. Es gebe Bauvorhaben, dort spreche 
Frau Gamerith über die Sprossenteilung der Fenster mit und offensichtlich sein andere Dinge still 
und leise genehmigbar. Es stelle sich dann irgendwann einmal die Frage, was so eine 
Beurteilung koste. Er würde den Bürgermeister ersuchen und er wisse, dass alle Gemeinden 
rund um den Attersee diese Probleme hätten, diesbezüglich die Bürgermeisterkollegen einmal in 
das Boot zu holen und etwas zu unternehmen. 

 
GR. Liehmann möchte anmerken, dass die oberste Baubehörde der Bürgermeister sei. Er glaube 
nicht, dass man alles auf eine Naturschutzperson wälzen könne, denn der Plan müsse irgendwo 
eingereicht worden sein. Dies sei ein markantes Merkmal dieser Legislaturperiode.  

 
 
b)  EG. Hoyer gehe auch davon aus, dass ein Baubewilligungsbescheid vom Bürgermeister 

unterschrieben werde und wenn dieser vom Bürgermeister nicht unterschrieben werde, würde er 
nicht hinaus gehen. Gerade an dieser Stelle, welche verkehrstechnisch - nicht nur von dem was 
GR. Liehmann gesagt habe - ein noralgischer Punkt sei. Wenn sich dort zwei Autobusse treffen, 
kommen diese nicht aneinander vorbei. Man hätte dort die Möglichkeit gehabt großzügig zu 
verlangen, dass dieser zurück ginge. Gelungen sein 1,5 Meter. Dort entstehe eine 
Stahlbetonmauer, die so hoch sei, dass man gar nicht mehr drüber sehe und somit die gesamte 
Seesicht total blockiert sei, die früher, aufgrund eines offenen Carports, da gewesen sei. Er 
denke hier an sein eigenes Carport, wo ihm die Naturschutzbehörde vorgeschrieben habe dies 
auf keinen Fall zu zu machen, damit man dort die Seesicht bewahre. An dieser Stelle habe es 
früher eine Seesicht gegeben. Es sei nicht verständlich, dass ein Bürgermeister einen solchen 
Baubewilligungsbescheid unterschreibe, weil die Möglichkeit ihn nicht zu unterschreiben, habe 
er. Denn dann könnte man mit einem anderen Druckmittel verhandeln und sagen, dass die 
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Mauer niederer und zurück gesetzt gehöre, damit man die Straße dort verbreitern könne. Da 
streite man mit den Fischern, die in Buchberg Holzbänke und Fischerboote haben – dort 
verlange die Naturschutzbehörde, dass die ganzen Sachen beseitigt werden und auf der 
anderen Seite unterschreibe der Bürgermeister von Seewalchen so einen 
Baubewilligungsbescheid. Das sei nicht in Ordnung. 

 
Der Bürgermeister möchte grundsätzlich nochmals etwas zu Bauten allgemein und zu den 
Bauten am See sagen. Grundsätzlich sei es so, dass er jeden Baubescheid unterschreibe, der 
rechtlich in Ordnung sei und im Verfahren rechtlich zulässig zustande gekommen sei, auch dann 
wenn ihm ein Bauprojekt - und da gebe es während des Jahres sicher 10-15 - nicht gefalle. Er 
könne nicht aufgrund eines persönlichen bzw. eines, in diesem Fall von einer größen Gruppe 
getragenen, Missfallens ein rechtlich zustande gekommenes Bauprojekt verhindern. Das tue er 
nicht.  
In diesem Fall müsse er als Baubehörde erster Distanz für die Unterschrift unter dieses 
Bauvorhaben verantwortlich sein. Zu dem stehe er auch, aber nicht zu diesem Projekt in dieser 
Ausführung. Grundsätzlich unterschreibe er erst dann, wenn eine naturschutzrechtliche 
Bewilligung, die für diesen Seeuferbereich zwingend erforderlich sei, da sei. In diesem Fall ziehe 
er sich rein auf die Erfüllung der Vorschriften der Bauordnung und des Bautechnikgesetztes 
zurück. Dazu habe er einen Sachverständiger des Bezirksbauamtes und wenn dieser bei der 
Vorprüfung und bei der Überprüfung der Baueinreichung die Zulässigkeit bestätige, dann werde 
er den Bauakt auch unterschreiben. Er hätte hier gar keine Möglichkeit und möchte sich dies 
auch nicht anfangen, überall dann, wenn irgendjemand und bei ihm selber angefangen, 
irgendwelche Einwände habe, diesen Bescheid gar nicht zu unterschreibe. Er würde sich hier in 
einem Rechtsraum bewegen in dem er sich, seitdem er Bürgermeister sei, noch nie befunden 
habe und dort werde er auch nicht hingehen.  
Grundsätzlich sein Seeuferbauten immer heikel und er verlasse sich hier schon auf die 
Naturschutzbehörde, die dort auch die Einfügung in das Orts- und Landschaftsbild für die 
Gemeinde überprüfe und wenn er sich auf dies nicht mehr verlassen könne, dann müsse er es 
wahrscheinlich in irgendeiner Form ganz von der ersten Baubehörde weg behandeln. Wegen des 
Abstandes habe er schon einmal mit EG. Hoyer telefoniert. Für die Abstandsbestimmungen zur 
Bundesstraße sei er nicht zuständig. Er hätte schon sagen können, dass man weiter noch vorne 
rücken müsse, aber irgendwo müsse er schon eine gewisse Linie haben und er möchte 
eigentlich alle Bauwerber - jeder von uns werde irgendwann einmal Bauwerber sein - gleich 
behandeln. Bisher habe er eine vielleicht sehr offene Handhabung, aber von Anfang an seit 
seinem ersten Baubescheid bis zu diesem ominösen bzw. bis zu jedem der jetzt kommen werde, 
habe er immer die gleiche Vorgangsweise.  
Seitens des Naturschutzes sei er darauf angewiesen, dass die Genehmigungen da sei. Eines sei 
natürlich klar und dort müsse er GV. Berger korrigieren, wohl er sich nicht sicher sei, ob er hier 
recht habe, aber bei diesem Projekt, glaube er, sei ein anderer Sachverständiger zuständig 
gewesen. Eines müsse klar sein, wenn man sich die Bauten rund um den See ansehe – die 
Architektur an diesem Haus sei eine zeitgenössische, dass sei nicht so wie das alte Schreiber 
Haus.  
Bezüglich der Seesicht möchte er noch anschließen, dass jemand der bei dieser Stelle beim 
Autofahren auf den See schaue, eine Straßengefährdung darstelle. Wenn die 
Genehmigungsfähigkeit vom Sachverständiger überprüft sei und der entsprechende Bescheid da 
sei, unterschreibe er diesen auch. Zeitgenössische und moderne Architekturen werden von ihm 
vom Naturschutz evtl. sogar leichter genehmigt, als wenn jemand ein herkömmliches, ländliches 
Bauwerk plane, wo man genau diese Vorschriften bekomme. Bei den zeitgenössichen Bauten 
scheint es so, als wenn es in der Gesamtbeurteilung leichter ginge. 

 
GR. Liehmann betont, dass es nicht so sei, dass man nicht auf den Attersee schaue. Wenn man 
von Attersee komme, dann fahre man den ganzen Hügel hinunter und habe bisher permanent 
den See gesehen, natürlich auch die Straße vor sich. Es sei tatsächlich bisher ein 
hochinteressanter View Point für alle gewesen, die von Attersee kommen. 
Naturschutzbeauftragte kommen und gehen. Es sei eine Legislaturperiode und die sei unter 
diesem Bürgermeister und so werde diese Periode tatsächlich später gemessen werden. Er 
nehme diese Argumentation wirklich ernst und sei der Meinung das vielleicht im Konsens mehr 
zu erreichen wäre, aber er nehme dies zu Kenntnis. Nur nachher werde niemand über die 
Naturschutzbeauftragten sprechen, aber von dem Bürgermeister dieser Legislaturperiode schon. 
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Er bitte darum mehr Einfluss auf die Bauwerber zu nehmen. Im Konsens vorher ein bisschen mit 
ihnen zu sprechen und nicht einfach mit einem Architekten darüber zu fahren. So sehe es 
nämlich aus. Er glaube nicht, dass dies im Sinne des Bürgermeisters gewesen sein könne. Denn 
solche Sachen sind nachhaltig. 

 
GV. Hemetsberger habe das Schreiber Haus, dass dort vorher gestanden habe, gekannt. Diese 
Erweiterung, die dort gemacht worden sei, sei enorm. Er müsse hier GV. Berger recht geben. 
Man werde auch später nochmals im Vorstand darüber sprechen. Die naturschutzrechtliche 
Sache „stinke“ in diesem Fall gewaltig. Die Bürgermeister könnten dem Naturschutzlandesrat 
einmal mitteilen, was dort geschehe. GV. Berger habe dies angeprangert. Er frage sich auch, wie 
es möglich wäre auf der Seeuferseite so eine Erweiterung zu errichten. Wie hier der Naturschutz 
dem positiv zustimmen könne, sei ihm wirklich unerklärlich. Hier gebe es, laut ihm, eine 
„Freundalwirtschaft“. Der Bürgermeister könne schon etwas Druck ausüben. Sicher sei es nicht 
ganz einfach, da es nach der Bauordnung in Ordnung sei und der Bürgermeister müsse dies 
genehmigen. Es sei keine Verfehlung in diesem Sinne, aber der Bürgermeister mache es sich 
leicht, wenn der Sachverständiger und der Naturschutzbeauftragte ja sagen, warum solle er dann 
anecken. Aber bezüglich Naturschutz habe man ein offenes Ohr. Man solle Kontakt aufnehmen. 
Er sei am Montag bei ihm gewesen im Landesrat. Diese Sachen werden ihn sicherlich 
interessieren, denn dies sei kein Einzelfall. So könne es nicht weitergehen. Er gebe GV. Berger 
hier vollkommen recht. Man habe schon nach der letzten Vorstandssitzung diskutiert. Der 
Landesrat sage aber, dass man sich nicht von den Bürgermeistern zu einem Gespräch 
vorspannen solle. Die bekämen sowieso ein Gespräch, weil wenn dieses Gespräch nicht positiv 
sei, dann heiße es, man sei bei dem freiheitlichen Landesrat gewesen, aber dort habe man auch 
nichts erreicht. So ginge es nicht. Man solle sich einen Termin beim Landesrat ausmachen und 
sich beschweren, speziell die Bürgermeister in der Seeuferzone, denn dort liege einiges im 
Busch. 

 
GR. Kaniak müsse dieses Mal den Bürgermeister als Sündenbock bezeichnen. Die Erklärung, 
die er abgegeben habe, sei eine sachlich und fachlich richtige Erklärung, aber nicht die Bitten der 
Mandatare hier sein ausschlaggebend für die Entscheidung des Bürgermeisters, auch nicht die 
rechtlichen Gutachten des Naturschutzes, sonder der Bürgermeister habe das Wohl der 
Gemeinde Seewalchen im Auge zu behalten und habe, wenn so etwas eintreffe, öffentliche 
Interessen – zB. verkehrstechnisch – zu beachten. Hier müssen Interessen, in diesem Fall 
verkehrstechnischer Art, berücksichtigt werden. Es wäre keine Bitte, sondern eine Durchführung 
der Interessen von Seewalchen. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass sich GR. Kaniak sicher sein könne, dass er dies von 
Dienstbeginn bis zur letzten Gemeinderatssitzung mache. Die Interessen könne er nur wahren, 
wenn er sich auf einem rechtlichen Status bewege. Gerade in der heutigen Zeit habe man den 
Vorwurf des Amtsmissbrauches. Es mag sein, dass Baubewilligungen hinausgegangen sein, die 
nicht jedermanns Geschmack seien. Grundsätzlich habe er immer das Wohl der Gemeinde 
Seewalchen im Auge und vertrete dieses auch auf einer rechtlichen Basis. Um keine 
Fehlleistungen zu haben, bediene er sich eines wirklichen guten Apparates im Gemeindeamt 
selbst und auch übergeordneter Behörden wie z.B. dem Bezirksbauamt Gmunden – in diesem 
Fall auch des Naturschutzes. Das man dort oft nicht einer Meinung sei, sei offenkunding, daher 
nehme er auch diese Interessensvertretung, von GV.Hemetsberger vorher angesprochen, gerne 
an um beim neuen Landesrat in dieser Thematik die Probleme anzusprechen. Er lasse sich 
sicher nicht vorwerfen, dass hier irgendwelche Baubewilligungen oberflächlich erteilt werden, 
sondern nach einem strengen Prozedere, dass seit seiner Amtseinführung seither nicht anders 
sei. 

 
 
c)  GR. Vogel Wolfgang verstehe es sehr gut, dass man sich nach den Buchstaben des Gesetzes 

richten müsse, aber den Inhalt auszufüllen, halte er für eine sehr schwierige Sache, da überall 
Entscheidungen sein, die rein im Entscheidungsspielraum der Behörden stehen. Hier sei es 
schon erstaunlich, was in der Seeuferzone passiere. Ihm sei es aber mehr ein Anliegen, dass 
man in der Seeuferzone, wo es nicht so gravierend sei, wie bei diesen zwei Bauten, mehr 
zulasse. Dort komme er immer wieder zu der Meinung, dass die Behörden einen ganz 
merkwürdigen Standpunkt annehmen. Dort solle ein Leben entstehen können, auch in der Zone, 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 8.7.2010                                                                                       Seite 19 von 21 
 

die 500 Meter vom See entfernt sei, weil dort auch Leute leben und es sich auch dort entwickeln 
können sollen. So gesehen wäre der Naturschutz mit seinen Aufgabenstellungen zu durchleuten. 
Er glaube, dass dies der Landesrat machen könne. 
Er wollte aber auf einen anderes Problem aufmerksam machen. Die Gemeinde kassiere Geld 
von Vereinen und Initiativen, die ihrerseits Geld für Veranstaltungen nehmen. Es sein relativ 
kleine Beträge, die eingehoben werden. Die Gemeinde verlange in Relation dazu doch sehr 
große Beiträge. Sein Vorschlag gehe dahin, den Begriff der kommerziellen Nützung etwas zu 
objektivieren und die Beiträge erst ab einer gewissen Höhe zu kassieren. 

 
 
d)  GV. Hemetsberger möchte noch zum vorherigen Thema anmerken, dass der Bürgermeister bei 

Errichtung einer Gartenmauer von 0-8 Meter Vorschreibungen mache, aber bei den zuvor 
angesprochenen Bauten könne er und der Naturschutz nichts machen. Hier müsste man den 
Bürger fragen, was er für eine Stellungnahme habe. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass GV.Hemetsberger richtig lege. Bestimmungen für 
Einfriedungen sind neben der Bauordnung auch im Straßenegsetz geregelt und dort sei der 
Bürgermeister als Verwalter des öffentlichen Gutes für die Festlegung der 
Abstandsbestimmungen zuständig. Dies sei genau dieselbe Thematik. Wenn man durch 
Seewalchen durchfahre, werde man wahrscheinlich genau so 20 verschiedene Abstände sehen. 
Üblicherweise sein diese ca. 60 cm, aber er habe auch schon zwei Meter vorgeschrieben, dort 
wo es die Bedinungen zulassen. Aber im Fall Scharper sei er nicht Abstandsbehörde. Dort sei 
die Bundesstraßenverwaltung zuständig. 

 
GV. Hemetsberger meint nur, dass sich der Bürger fragen werde, wieso bei seinem Gartenzaun 
sieben Meter vorgeschrieben werden und am Seeufer alles ganz locker ginge. 

 
Der Bürgermeister gibt GV. Hemetsberger vollkommen recht, aber es gebe hier zwei 
verschiedene Zuständigkeiten. In diesem Falle habe die Landesstraßenverwaltung gesagt, dass 
1,50 Meter ausreichend sein. 

 
 
e)  GR. Liehmann möchte ein großes Lob an die Gemeinde aussprechen, bezüglich der 

Aufarbeitung der gewaltigen Treibholzmenge, die immer noch laufe. Es sein etliche 
Feuerwehrleute und private Personen, die sich hier engagieren. Er habe gebeten mit der 
Gemeinde Attersee oder evtl. sogar mit anderen Gemeinden Kontakt aufzunehmen und dies zu 
koordinieren. Der See halte sich nicht an Gemeindegrenzen. Der See sei eine mobile Masse, die 
grundsätzlich von Stunde zu Stunde das Gesicht total wechsle. Er habe versucht dies in Attersee 
anzusprechen. Attersee sehe keine Bedarf an einer Katastrophenhilfe. Sie haben gesagt, dass 
sie ihr Strandbad gereinigt haben und dies Sache der Besitzer sei. Sein Argument sei gewesen, 
dass die Besitzer die Bundesforste sein und sie sein nur die Pächter. Die Bundesforster müssten 
laut Vertrag die Nutzung des Sees garantieren. Dies sei der Schwachpunkt Nummer eins. 
Aufgrund der Empfehlung des Amtsleiters, habe er bei der BH angerufen, aber auch dort sei er 
genau so abgeblitzt, weil man nicht in der Lage sei den Atterseern dies vorzuschreiben. Er 
meine, dass dies nicht vorgeschrieben werden sollte, sondern – wenn dies schon aus dem 
Katastrophenfond geschöpft werden könne - könne man dies den Atterseern anbieten. Aber 
auch mit dieser Aussage sei er massiv abgeblitzt. Je nach Wind haben genau die Gemeinden 
nach wie vor mehr als die Hälfte des Dreckes zu erwarten. Das werde jeder sehen können. 
Wenn dies nicht koordiniert werde rund um den See, dann habe der Spot in Seewalchen leider 
fast nichts erreicht. Er bitte den Bürgermeister, als Regatta Obmann, in dieser Richtung ein 
klares Wort zu sprechen, weil nur eine gemeinsame Aktion den See vor der Saison reinigen 
könne. Man werde Schwierigkeiten haben. 

 
Der Bürgermeister möchte die Gelegeheit nützen um sich bei den Helfern zu bedanken. Nach 
dem Unwetter, welches Steindorf, Kraims und die Rosenau einiges beschert habe, habe Fritz 
Fiausch am Montag den Amtsleiter angerufen um ihn zu informieren, dass am Seeufer gewaltige 
Massen von Treibholz schwimmen. Der Wasserrettungsleiter von Litzlberg habe dem 
Bürgermeister einige Fotos geschickt. Das Treibholz, 300 m lang, sei über Kammerl und Moos 
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wahrscheinlich von Weyregg aus herüber gezogen. Dies sei noch nie da gewesen. Er möchte 
sich bei allen Beteiligten bedanken, dass dies rasch bereinigt werden konnte. 

 
GR. Liehmann merkt an, dass seine Frage noch nicht beantwortet sei. Dies sei nur in 
gemeinsamer Aktion mit allen Gemeinden möglich. Er meint, dass es dem Image des Sees und 
der Gemeinde gut tun würde. 

 
EG. Hoyer kann auch nur sagen, dass diese Fläche am Montag auf der Höhe des Litzlberger 
Kellers mind. 300 Meter lang und 40-50 Meter breit gewesen sei. Der Wind habe dann gedreht 
und die Fläche sei auseinander gebrochen. Die Feuerwehr habe gute Arbeit geleistet, da dies so 
schnell angelaufen sei. Aber, er glaube, man solle noch nicht aufhören, denn es treiben noch 
gigantische Hölzer am See. Man sollte die Feuerwehr noch höflich ersuchen sich einige Buchten 
nochmals anzusehen. 

 
 
f)  GR. Huber Franz habe eine Bitte. Man solle beim Kinderbad die Wiese, des angrezenden 

Rumplmayrplatzes so weit herrichten, dass die Seewalchner Bürger diese nützen könnten. Er 
glaube, dass in dieser Richtung schon etwas im Laufen sei, aber es wäre toll, wenn man den 
Platz evtl. noch diese Saison nützen könnte. 

 
Der Bürgermeister merkt an, dass man hier schon tätig sei. 

 
 
g)  GR. Katamay möchte nochmals auf das Eltern-Kind-Turnen im Turnsaal aufmerksam machen. 
 

Der Bürgermeister antwortet darauf, dass dies im Vorstand im September behandelt werde, aber 
er glaube, dass er bereits eine Zwischenlösung angeboten habe. 

 
 
h)  EG. Hoyer wollte eine sinnvolle Geschichte erwähnen. Es habe wieder viele Bürger gegeben, die 

„abgesoffen“ sein beim diesem Starkregenereignis. Eigentlich sollte es in den Bereichen, wo sehr 
viele Keller überflutet gewesen sein, eine reine Trennkanalisation sein. 1.000 Einwohner 
verursachen eine Abwassermenge von 7 Liter pro Sekunde. Ein 30 cm Rohr, dass mit ein paar 
Promill bzw. Prozent verlegt sei, nehme eine Wassermenge von ca. 70 Sekundenliter. Bei 
10.000 Einwohner sei das Rohr voll. Wenn man eine Bau – bzw. Dachfläche von 1.000 m² an die 
Kanalisation anhänge, was man nicht dürfe, da es eine Trennkanalisation sei, dann verursache 
diese Fläche 15 Sekundenliter. Das hieße, dass vier Flächen ein solches Rohr zum Überlaufen 
bringen würden. Dies sei der Grund, warum ständig Leute „absaufen“ würden, da die 
Sanierungsprojekte, wo vorgeschrieben worden sei zu trennen, bis dato bei vielen Häusern nicht 
umgesetzt wurden. Man müsse nun bedenken, dass diese Geschichte noch viel riskanter werde, 
da vom Berg ein neuer Kanal komme, der hinten anschiebe. Wenn hier Wassermengen kommen 
würden, dann könne er nur immer wieder sagen, dass 4.000 m² 10.000 Leute sein und diese 
sein locker dabei. Daher werden diese Kanäle ständig übergehen und wenn sich die Leute bei 
ihren Häusern keine Rückstauvorrichtungen machen, dann gebe es Ärger. Es dürfen wirklich 
keine Regen- bzw. Dachwässer in die Kanalisation eingeleitet werden. So lange dies nicht strikt 
von der Gemeinde kontrolliert werde, werde es einen unheimlichen Ärger geben, der immer mehr 
werde. 

 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass es bereits Ärger mit der fehlenden oder nicht 
funktionierenden Rückstauklappe gegeben habe, da diese tatsächlich durch diesen Rückstau 
des Vekalkanals in schlimmste Mitleidenschaft gezogen worden sei. 

 
GV. Hemetsberger fragt, ob es möglich sei, dass von der Steindorfer Siedlung im Fäkalkanal 
illegale Dachrinnenwasser eingeleitet werden. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass dies möglich sein könne und man sich im Umweltausschuss 
darum kümmern werde. 
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Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 6.5.2010 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:50 Uhr.  
 
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 

Gegen die Verhandlungsschrift der Sitzung vom 8.7.2010 wurden keine Einwendungen erhoben und 
ist somit genehmigt.  
 

Der Vorsitzende: 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 

 
 
........................................................           ........................................................ 

(GV. Kurt Berger)                       (GV. Stefan Gaisbichler) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)                      (GR.Wolfgang Vogel)   
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